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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 13/8132 — 


Ehen zwischen Partnern deutscher und türkischer Nationalität in der Türkei sowie 
die Schul- und Ausbildungssituation ihrer deutschsprachigen Kinder in der Türkei 


Binationale Ehen gehören heute zur Normalität. Dazu trägt u. a. 
die Zuwanderung ausländischer Unternehmerinnen und Unternehmer, 
ausländischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, von Flüchtlingen, 
Studentinnen und Studenten und ihren Familienangehörigen sowie der 
Personalaustausch im Rahmen eines weitreichenden Wirtschaftsgesche- 
hens bei. 

Durch die hohe Anzahl der in der Bundesrepublik Deutschland leben- 
den Bürgerinnen und Bürger türkischer Nationalität sind auch die 
zivischen ihnen und deutschen Staatsbürgern geschlossenen Ehen 
stetig angestiegen. Dabei kann nicht davon ausgegangen werden, daß 
sie ihren Wohnsitz immer in der Bundesrepublik Deutschland bei- 
behalten wollen. Gerade seit der wirtschaftlichen Öffnung der Türkei 
Ende der achtziger Jahre und bedingt durch den Anstieg der Arbeits- 
losigkeit seit Mitte der neunziger Jahre in Deutschland verlagern in 
der Bundesrepublik Deutschland ausgebüdete türkische Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer, Akademikerinnen imd Akadenüker 
gemeinsam mit den deutschen Ehepartnerinnen und Ehepartnern ih- 
ren Lebensmittelpunkt ganz oder teüweise bzw. befristet in die Türkei. 
Ihre Kinder haben häufig die Staatsangehörigkeit beider Eltern und 
sind somit Doppelstaatler. 

Deutsch-türkische Familien - besonders deutsche Ehefrauen und Mütter 

- haben sich in der Türkei zu Interessengemeinschaften zusammenge- 
funden. Einer der größten deutschen Kultur- und Wohltätigkeitsvereine 
ist die „Brücke e. V." in Istanbul. Der Verein klagt über mangelnde Un- 
terstützung und individuelle Hilfen seitens der deutschen Auslands- 
vertretungen in der Türkei sowie mangelndes Interesse der Bundesre- 
gierung an ihren Bemühungen, die tatsächüche und kulturelle Bindimg 

- auch ihrer Kinder - an das Heimatland Deutschland aufrechtzuerhal- 
ten. 


1 . Wie hoch ist die Zahl der in der Bundesrepublik Deutschland zwi- 
schen Partnern türkischer imd deutscher Nationaütät geschlossenen 
Ehen (1980 bis 1996)? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Auswärtigen Amts vom 17. Juli 1997 über- 
mittelt 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schriftgröße - den Fragetext. 
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Deutsch-türkische Eheschheßungen in der Bundesrepublik 
Deutschland seit 1980; 


1980 

3 765 

1981 

4 509 

1982 

2 640 

1983 

2 086 

1984 

1 631 

1985 

1 638 

1986 

1 732 

1987 

1 918 

1988 

2 121 

1989 

2 703 

1990 

3 458 

1991 

4 237 

1992 

4 557 

1993 

3 984 

1994 

3 992 

1995 

4 347 


(ab 1993: alte und neue Bundesländer) 


2. Ist der Bundesregierung bekannt, ob und wie viele Ehen zwischen 
Partnerinnen und Partnern deutscher und türkischer Nationalität in 
der Türkei geschlossen wurden (1980 bis 1996)? 


Die Zahl der zwischen Partnerinnen und Partnern deutscher und 
türkischer Nationalität in der Türkei geschlossenen Ehen ist der 
Bundesregierung nicht bekannt. 


3. Wie viele deutsch-türkische Ehepaare leben derzeit in der Türkei? 


Die Zahl der in der Türkei lebenden deutsch-türkischen Ehepaare 
ist der Bundesregierung nicht bekannt; es besteht keine Melde- 
pfhcht. 


4. Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele der unter Frage 3 ge- 
nannten Ehepartner deutscher Nationalität heute die deutsche und 
die türkische Staatsangehörigkeit besitzen und somit Doppelstaat- 
ler sind? 


Es wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen. 


5. Wie bewertet die Bundesregierung die auf der Grundlage eige- 
ner Erfahrung aufgestellte Forderung der deutschen Mitglieder der 
„Brücke e.V", Istanbul, nach Einführung der „doppel- 
ten Staatsangehörigkeit", welche auch von der größten deutschen 
Selbsthilfe- und Kulturorganisation in Griechenland, des „Deutschen 
Kontakt- und Informationszentrums Athen" unterstützt wird? 


Nach geltendem deutschen Recht ist die Bereitschaft zur Aufgabe 
der bisherigen Staatsangehörigkeit in den meisten Fällen Vor- 
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aussetzung für eine Einbürgerung in den deutschen Staats- 
verband. Umgekehrt sieht das deutsche Recht bei willenthchem 
Erwerb einer anderen Staatsangehörigkeit im Ausland grund- 
sätzlich den Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit vor. 

Die Bundesregierung befürwortet auch keine Rechtsänderung in 
Richtung auf eine generelle Hinnahme von Mehrstaatigkeit. 


6. Wie ist die Altersstruktur der derzeit in der Türkei auf Dauer oder für 
längere Zeit lebenden Deutschen nüt oder ohne Doppelstaatsange- 
hörigkeit (getrennt nach Geschlecht)? 


Die Altersstruktur der in der Türkei auf Dauer oder für längere Zeit 
lebenden Deutschen ist der Bundesregierung nicht bekannt. 


7 . Wie ist die ausländerrechtliche und arbeitsrechtUche Situation der in 
der Türkei auf Dauer oder für längere Zeit lebenden deutschen 
Staatsangehörigen, insbesondere 

a) deutscher Ehefrauen türkischer Staatsangehöriger, 

b) Kindern aus deutsch-türkischen Ehen? 


Die ausländerrechtüche und arbeitsrechtUche Situation der in der 
Türkei auf Dauer oder für längere Zeit lebenden deutschen Staats- 
angehörigen ist unbefriedigend. 

Deutsche (und andere Ausländer) erhalten eine verlängerbare 
Aufenthaltserlaubnis von höchstens zwei Jahren, häufig auch nur 
für ein Jahr oder noch weniger. Auch nach längerer Aufenthalts- 
dauer besteht keine Aussicht auf einen rechtlich abgesicherten 
Daueraufenthalt. Für die Aufenthaltserlaubnis sind hohe Ge- 
bühren (etwa 150 bis 200 DM) zu bezahlen. Arbeitserlaubnisse 
werden immer nur für ein Jahr und für einen bestimmten Arbeits- 
platz erteilt. Über 50 Berufe sind ausschließlich türkischen Staats- 
angehörigen Vorbehalten. 

Deutsche Ehegatten von türkischen Staatsangehörigen erhalten 
keine Vorzugsbedingungen. 

Kinder aus deutsch-türkischen Ehen haben beide Staatsange- 
hörigkeiten (bei vor dem 13. Februar 1981 geborenen Kindern nur, 
wenn der Vater Türke war); sie werden in der Türkei als türkische 
Staatsangehörige behandelt und haben keine statusrechthchen 
Probleme. 

Dem türkischen Parlament hegt ein Gesetzesentwurf zur Ände- 
rung des Ausländergesetzes vor. Danach kann die Aufenthaltser- 
laubnis für fünf Jahre ausgestellt und viermal verlängert werden. 
Von besonderer Bedeutung ist dabei die Bestimmung, daß die 
Aufenthaltserlaubnis im Rahmen der Gegenseitigkeit auch für 
längere Dauer ausgestellt werden kann. Die Verabschiedung des 
Gesetzesentwurfs wäre ein Fortschritt, aber noch keine wirkliche 
Reform des Ausländerrechts. 
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8. Vertritt die Bundesregierung die Meinung, daß die Bestimmungen der 
EG-Tärkei-Assoziationsratsbeschlüsse Nr. 2/76 und 1/80 und ihre 
Auslegung durch die EuGH-Urteüe (Sevince 1990, Kus 1992, Eroglu 
1994, Bozkurt 1995) in der Türkei geltendes Recht smd, d. h. ebenso 
ausgelegt und angewandt werden müssen wie in der Bundesrepublik 
Deutschland? 

Wenn ja, welche Schritte hat die Bundesregierung in den Jahren 
1992 bis 1996 unternommen, um diese Rechtsauffassung durch- 
zusetzen? 


Die EU-Mitgliedstaaten und die Türkei sind gleichermaßen nach 
Artikel 22 des Assoziationsabkommens „verpflichtet, die zur 
Durchführung der Beschlüsse erforderhchen Maßnahmen zu tref- 
fen". Artikel 12 des Assoziationsrats-Beschlusses Nr. 2/76 be- 
stimmt entsprechend, daß „die Vertragsparteien jeweils für ihren 
Bereich die zur Durchführung dieses Beschlusses erforderhchen 
Maßnahmen treffen". Die Auslegung der Beschlüsse durch den 
EuGH bindet die Türkei nur, wenn der Assoziationsrat zuvor ein- 
stimmig beschlossen hat, eine Streitigkeit über die Anwendung 
oder Auslegung des Assoziationsabkommens dem EuGH zu un- 
terbreiten (Artikel 25 Abs. 2 Assoziationsabkommen). 

Der aufenthalts- und arbeitsrechtliche Status deutscher Staatsan- 
gehöriger in der Türkei entspricht nicht in voUem Umfang den 
Regelungen der Assoziationsrats-Beschlüsse Nr. 2/76 und 1/80. 
Dies gilt insbesondere im Hinbhck auf die Anwendung des Arti- 
kels 11 des Assoziationsrats-Beschlusses Nr. 1/80, wonach Uni- 
onsbürger, die dem regulären Arbeitsmarkt der Türkei angehören, 
und ihre bei ihnen wohnenden Familienangehörigen in der Türkei 
die in den Artikeln 6, 7, 9 und 10 gewährten Rechte und Vorteile 
genießen, wenn sie die in diesen Artikeln vorgesehenen Voraus- 
setzungen erfüllen. Nach Kenntnis der Bundesregierung werden 
Unionsbürger in der Türkei, anders als türkische Staatsangehörige 
in der Gemeinschaft, nicht nach Assoziationsrecht bevorzugt be- 
handelt. Die Bundesregierung hat sich deshalb mehrfach, zuletzt 
anläßhch des Besuchs von Staatspräsident Süleyman Demirel in 
Deutschland im November 1996 und des Besuchs des Bundes- 
ministers des Auswärtigen Dr. Klaus Kinkel im März 1997 in der 
Türkei, nachdrückhch für die voUe Anwendung der Assoziations- 
rats-Beschlüsse eingesetzt. 


9. Werden die Bestimmungen der EG -Türkei- Assoziationsratsbe- 
schlüsse Nr. 2/76 und 1/80 und ihre Auslegung durch die EuGH-Ur- 
teüe (Sevince 1990, Kus 1992, Eroglu 1994, Bozkurt 1995) nach An- 
sicht der Bundesregierung für die in der Türkei lebenden deutschen 
Staatsangehörigen/Ehepartnerinnen und Ehepartner türkischer 
Staatsbürger dort ebenso angewandt und entsprechend interpre- 
tiert, wie dies für Bürgerinnen und Bürger/Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer türkischer Nationalität in der Bundesrepublik 
• Deutschland geschieht? 

In welcher Weise könnten sich Kollisionen mit dem türkischen Aus- 
länderrecht/Arbeitsrecht ergeben? 


Es wird auf die Anwort zu Frage 8 verwiesen. 


10. Ist die Bundesregierung gewillt, die Vergabe einer wissenschaftlichen 
Untersuchung zu unterstützen und zu finanzieren, in der sowohl die 
Ist-Situation deutscher Migrantinnen und Migranten in der Türkei - 
auch unter dem Gesichtspunkt der Anwendung der EG -Türkei- Asso- 
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ziationsratsbeschlüsse Nr. 2/76 und 1/80 und ihrer Auslegung durch 
den EuGH - wie auch die Bedeutung der juristischen und sozialen 
Ordnung der Türkei im Umgang mit den bereits dort lebenden deut- 
schen Zuwanderinnen und Zuwanderer empirisch beleuchtet wird? 

Wenn nein, warum nicht? 


Die Bundesregierung hat bei der Europäischen Kommission wie- 
derholt eine wissenschaftliche Untersuchung zur Situation der in 
der Türkei lebenden Unionsbürger angefordert. 


11. Haben in der Vergangenheit ~ bezogen auf die Fragen 6 bis 9 - 
Konsultationen mit in der Türkei auf Dauer oder für längere Zeit le- 
benden deutschen Ehepartnerinnen und Ehepartnern türkischer 
Staatsangehöriger stattgefunden? 

Wenn ja, wann und zu welchen Ergebnissen haben sie geführt? 


Die Bundesregierung und die deutschen Auslandsvertretungen in 
der Türkei stehen in ständigem Kontakt mit den betroffenen 
deutschen Staatsangehörigen und bemühen sich bei den türki- 
schen Behörden um Lösungen. 

Es wird auf die Antwort zu Frage 8 verwiesen. 


12. Welche Hilfen - und in welchem Umfang - haben die Deutsche 
Botschaft und die deutschen Konsulate den für längere Zeit oder auf 
Dauer in der Türkei lebenden deutschen Staatsangehörigen und ih- 
ren Kindern gewährt (1980 bis 1996)? 


Die deutschen Vertretungen in der Türkei haben in der Vergan- 
genheit Hilfen nach den §§1,2 und 5 Konsulargesetz gewährt. Die 
Hilfe schließt auch die Unterstützung deutscher Staatsange- 
höriger bei der Wahrnehmung ihrer Interessen gegenüber türki- 
schen Behörden ein. Eine wichtige Rolle spielt die Beratung auf 
den Gebieten Staatsangehörigkeitsrecht und Wehrpflicht. 

Darüber hinaus wird über die Auslandsvertretungen Sozialhilfe 
nach dem BSHG unter den eingeschränkten Bedingungen der 
Neufassung des BSHG von 1993 gewährt. 


13. Wird auch dann konsularischer Schutz/konsularische Beratung 
gewährt, wenn die bzw. der Betroffene ihre/seine deutsche Staats- 
angehörigkeit in der Türkei aufgegeben hatte; z. B. in besonderen 
Notlagen und nach Tod des türkischen Ehepartners? 


Mit dem Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit scheidet die 
betreffende Person aus dem Kreis der gegenüber einer deutschen 
Auslandsvertretung konsularisch Schutzberechtigten aus. Huma- 
nitäre Einzelprobleme können die Auslandsvertretung aber ver- 
anlassen, eine Beratung eines früheren deutschen Staatsange- 
hörigen durchzuführen, die sich jedoch nicht gegen den neuen 
Heimatstaat richten darf. 
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14. Unter welchen Bedingungen wäre die Bundesregierung bereit, für 
den unter Frage 12 genannten Personenkreis die Möglichkeit des 
Rückerwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit einzuführen? 


Eine Möglichkeit zur Wiedereinbürgerung - auch vom Ausland 
aus - ist für ehemahge Deutsche und ihre Abkömmlinge in § 13 
des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes bereits vorge- 
sehen. Sie besteht regelmäßig dann, wenn die Integration in die 
deutsche Umwelt gesichert erscheint und wenn die Betroffenen 
bereit sind, ihre derzeitige Staatsangehörigkeit aufzugeben. 


15. Wie steht die Bundesregierung zu der Forderung von in der Türkei 
ansässigen deutschen Migrantenvereinigungen (z. B. der „Brücke 
e. V. ", Istanbul), für Kinder aus binationalen Ehen, die vor 1975 von 
einer deutschen Mutter geboren wurden, 

— trotz Verstreichens der bei Änderung des Reichs- und Staatsange- 
hörigkeitsgesetzes vorgesehenen Dreijahresfrist zur Erlangung 
der deutschen Staatsangehörigkeit 

oder 

— bei denen die türkischen Väter die Zustimmung zur Option ver- 
weigerten, 

die Möglichkeit einer erleichterten Einbürgerung - auch unter Hin- 
nahme der Doppelstaatsangehörigkeit - zuzulassen? 


Es wird auf die Antwort zu Frage 14 verwiesen. 

Gerade wenn die Option für die deutsche Staatsangehörigkeit 
wegen einer bewußten Entscheidung eines Elternteils nicht er- 
folgt ist, setzt der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit den 
Nachweis der Integration in die deutsche Umwelt und die ein- 
deutige Hinwendung des Bewerbers zu dem deutschen Gemein- 
wesen voraus, die in der Bereitschaft zur Aufgabe der derzeitigen 
Staatsangehörigkeit zum Ausdruck kommt. Ein besonderes 
Wohlwollensgebot für Personen, welche die Optionsfrist in Arti- 
kel 3 des Gesetzes zur Änderung des Reichs- und Staatsange- 
hörigkeitsgesetzes versäumt haben, besteht auch nach der Recht- 
sprechung des Bundesverwaltungsgerichts nicht. 


16. Wie viele Kinder aus deutsch-türkischen Ehen 

a) wurden in der Türkei geboren (1980 bis 1996), 

b) leben derzeit in der Türkei? 


Für türkische Staatsangehörige besteht keine Meldepfhcht (vgl. 
Antwort zu Frage 7); Zahlenangaben liegen deshalb nicht vor. 


17. In welcher Weise fördert die Bundesregierung eine zweisprachige 
und bikulturelle Erziehung für Kinder aus deutsch-türkischen Ehen 
in der Türkei, u. a. im Hinblick auf spätere Arbeitsmarktchancen in 
der Türkei oder in der Bundesrepublik Deutschland und das hohe 
Maß an gesellschaftlicher Anerkennung, welches zwei- oder mehr- 
sprachige Erziehung von Kindern aus binationalen Ehen bewirkt? 


Die Bundesregierung fördert in der Türkei die Unterrichtung der 
deutschen Sprache im schuhschen Bereich in besonders intensiver 
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und vielfältiger Weise. Diese Förderung kommt auch Kindern aus 
deutsch-türkischen Ehen in der Türkei zugute; sie können die an- 
gebotenen Schulmöglichkeiten uneingeschränkt nutzen. 

Aufgrund des Zusatzabkommens vom 26. Mai 1986 zum Deutsch- 
Türkischen Kulturabkommen entsendet die Bundesregierung 
gegenwärtig 70 Lehrkräfte an 18 türkische staatliche Fremdspra- 
chengymnasien mit Deutscher Abteilung, „ Anadolu-Schulen", in 
Ankara, Istanbul, Izmir, Adana, Antalya, Bodrum, Burhaniye und, 
ab Schuljahr 1997/98, Canakkale. Dieses Programm dient der 
Reintegration von türkischen Schülerinnen und Schülern, die aus 
Deutschland in die Türkei zurückgekehrt sind, und steht auch 
Kindern aus bi-nationalen deutsch-türkischen Ehen offen, die aus 
Deutschland in die Türkei übersiedeln. 

Hinzu weisen ist weiter auf die substantielle personelle und mate- 
rielle Förderung des privaten Alman Lisesi und des staatlichen 
Istanbul Lisesi durch die Bundesregierung. Die Ausbildungsan- 
gebote dieser beiden renommierten Oberschulen werden insbe- 
sondere von Kindern wahrgenommen, die eine zweisprachige und 
bi-kulturelle Erziehung anstreben. Es handelt sich hierbei um 
Kinder aus bi-nationalen Ehen ebenso wie um Kinder türkischer 
Staats angehörigkeit . 

Über die genannten Maßnahmen hinaus fördert die Bundesre- 
gierung den Deutschunterricht im türkischen Schulwesen durch 
die Entsendung von Fachberatern über das Bundesverwaltungs- 
amt - Zentralstelle für das Auslandsschulwesen -, die Pädago- 
gische Verbindungs arbeit der Zweigstellen des Goethe-Instituts 
in der Türkei und durch die Vermittlung von Lektoren für Deut- 
sche Sprache und Landeskunde über den DAAD. 


18. Welche Unterstützung hat die Bundesregierung in der Türkei für 
deutschsprachige Vorschulgruppen bzw. Schulgruppen mit dem 
Ziel geleistet, deutsch-türkischen Vorschulkindern und Schulkin- 
dern ihre deutsche Sprachfähigkeit zu erhalten und gleichzeitig die 
Schriftsprache zu erlernen (1990 bis 1996)? 


In Deutschland ist der Kindergarten- und Vorschulbereich nicht 
Teil des staatlichen Schulsystems; daher ist dieser Bereich auch im 
deutschen Auslandsschulwesen von der Förderung durch Bun- 
desmittel ausgeschlossen und liegt ausschließhch in der Hand 
privater Träger. 

Die Trägervereine der Privatschule der Deutschen Botschaft An- 
kara und ihrer Zweigstelle Istanbul haben Kindergärten und Vor- 
schulen eingerichtet, in die auch bi-nationale Kinder aufge- 
nommen werden können. 

Aus Mitteln des Auswärtigen Amts wird auch im Jahre 1997 ein 
von der Vereinigung „Die Brücke e. V. " organisierter Deutschkurs 
für Vorschulkinder unterstützt. 
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19. Hält die Bundesregierung das staatliche Schulsystem in der Türkei 
für ausreichend und förderUch, um die bikulturelle Verankerung 
von Kindern aus deutsch-türkischen Ehen angemessen zu sichern? 

Wenn ja, warum? 

Wenn nein, welche Angebote kann sie leisten? 


Die türkische Regierung bietet kein gesondertes Programm zur 
Förderung der bi-kulturellen Verankerung von Kindern aus 
deutsch-türkischen Ehen an. Kinder aus bi-nationalen Ehen wer- 
den in der Türkei als ausschließhch türkische Staatsangehörige 
betrachtet. Indessen kommt die türkische Regierung mit ihrem 
Angebot von insgesamt 390 Anadolu-Schulen mit verstärktem 
Fremdsprachenunterricht der ausgeprägten Nachfrage nach 
schwerpunktmäßig fremdsprachlichem Unterricht im Sekundar- 
stufenbereich entgegen. An insgesamt 34 Anadolu-Schulen be- 
stehen Deutsche Abteilungen, die von der Bundesregierung ge- 
fördert werden. 

Das Istanbul Lisesi und das Alman Lisesi tragen durch die Ver- 
mittlung deutscher und türkischer Landeskunde und Kultur auch 
Sorge für die bi-kulturelle Verankerung von Kindern aus 
deutschsprachigen Ehen, 


20. Entspricht die Ausbildung an einer staatlichen türkischen Grund- 
schule (ükokul) inhaltlich und von der Art der Unterrichtung den An- 
forderungen des deutschen Büdungssystems, so daß Kinder aus Ehen 
zwischen einem deutschen und türkischen Partner nach einem sol- 
chen Grundschulbesuch die MögUchkeit haben, bei Rückkehr in die 
Bundesrepublik Deutschland ohne Schwierigkeiten in eine ver- 
gleichbare deutsche Grundschulklasse umgeschult zu werden? 

Wenn nein, was sind die entscheidenden fachhchen und päd- 
agogischen Unterschiede? 


Die Ausbildung an staatlichen türkischen Grundschulen ent- 
spricht nicht dem deutschen Bildungssystem, sondern türkischen 
Anforderungen, die sich methodisch teilweise, didaktisch be- 
trächthch vom deutschen Bildungssystem unterscheiden. Bei Kin- 
dern, die bi-kultureU aufwachsen, stößt ein Übergang in eine 
deutsche Grundschule nicht auf unüberwindbare Hindernisse, 


21. Hält es die Bundesregienmg für sinnvoll, und welche Bemühimgen 
der Bundesregierung gibt es, insbesondere in türkischen Großstädten 
iiüt einem angemessenen Anteü von Wohnbevölkerung deutscher 
Nationahtät, lündem aus deutsch-türkischen Ehen im Rahmen des 
Schulbesuchs staatlicher türkischer Schulen, Deutsch als zweite Mut- 
tersprache anzubieten (analog des muttersprachhchen Unterrichts für 
türkische Kinder/Jugendliche an deutschen Schulen)? 


An den Anadolu-Schulen mit einer Deutsch-Abteilung wird be- 
reits ein Teil des Unterrichts in den Naturwissenschaften für alle 
Schüler in Deutsch erteilt. 

In noch stärkerem Umfang wird am Alman Lisesi und am Istanbul 
Lisesi Unterricht in deutscher Sprache erteilt. 
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22. Wie viele Grundschulen - in denen nach in Deutschland aner- 
kannten Lehrplänen unterrichtet wird - gibt es in der Türkei, und wo 
befinden sich diese? 


In der Türkei bestehen zwei Grundschulen, in denen nach in 
Deutschland anerkannten Lehrplänen unterrichtet wird: Die Pri- 
marstufe der Privatschule der Deutschen Botschaft Ankara und 
ihre Zweigstelle Istanbul. 


23. Wie viele Kinder 

a) türkischer Staatsangehörigkeit, 

b) deutscher bzw. deutscher und türkischer Staatsangehörigkeit 
(Doppelstaatler) 

besuchen diesen Unterricht? 


Die Privatschule der Deutschen Botschaft Ankara (Primarstufe) 
wird zur Zeit von 28 Kindern mit deutscher bzw, deutscher und 
türkischer Staatsangehörigkeit und 10 Kindern mit türkischer 
Staatsangehörigkeit - diese Kinder halten sich nur vorübergehend 
in der Türkei auf - besucht. 

Die Zweigstelle Istanbul wird gegenwärtig von 62 Kindern mit 
deutscher und 3 mit deutscher und türkischer Staatsangehörigkeit 
besucht. 


24. Ist der Bundesregierung bekannt, daß es bislang keine türkische 
private Grundschule gibt, in der Deutsch gelehrt wird, obwohl die 
Kinder in der Regel ab der 3. Klasse mit dem Erlernen einer Fremd- 
sprache bekannt gemacht werden und durch die Konzentration von 
„ deutsch -türkischen Familien" in den Großstädten der Türkei eine 
Unterrichtung in deutscher Sprache schon aufgrund der hohen An- 
zahl von Kindern aus deutsch-türkischen FamiUen sinnvoll und 
realisierbar wäre? 


In Istanbul besteht seit dem Schuljahr 1996/97 eine private 
Grundschule, die von der Stiftung „Istanbul Erkek Liseliler Egitim 
Vakfi" betrieben wird. An dieser Schule wird Deutsch als Fremd- 
sprache unterrichtet. 


25. Welche Gespräche führte die Bundesregierung 

a) mit in der Türkei lebenden deutschen Migrantinnen und Mi- 
granten, um die Problematik der Fragen 16 bis 20 und 23 zu er- 
örtern? 

Wenn ja, mit welchem Ergebnis, 

b) mit türkischen Institutionen, um in Städten mit hohem Anteil an 
deutschen Migrantinnen und Migranten (z. B. Istanbul) Deutsch 
als zweite Muttersprache an staatlichen türkischen Grund- 
schulen und/oder als Fremdsprache an türkischen privaten 
Grundschulen wahlweise einzuführen, 

c) oder sind solche Gespräche für die Zukunft geplant? 


a) Die Botschaft Ankara führt einen ständigen Dialog mit der 
Frauenvereinigung DIFA (Deutsche Initiativ-Frauengruppe 
Ankara), das Generalkonsulat Istanbul mit den Mitgliedern der 
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Interessengemeinschaft „Die Brücke e. V. " . Dabei werden auch 
die Fragen 16 bis 20 und 23 erörtert. 

Es besteht Einverständnis, daß für Kinder aus bi-nationalen 
Ehen, die sich nur vorübergehend in der Türkei aufhalten, die 
Privatschule der Deutschen Botschaft Ankara die geeignete 
Schule ist, und daß es für Kinder aus bi-nationalen Ehen, deren 
Eltern längerfristig in der Türkei bleiben, sinnvoll ist, sich in das 
türkische Schulsystem zu integrieren und eine der Anadolu- 
Schulen mit Deutscher Abteilung zu besuchen. 

Das Generalkonsulat Istanbul steht im ständigen Dialog mit 
Mitghedem der Interessengemeinschaft „Die Brücke e. V. " und 
lädt diese regelmäßig zu Veranstaltungen ein. Insbesondere 
bietet das Generalkonsulat den Vorstandsmitgliedern der In- 
teressengemeinschaft „Die Brücke e. V“ regelmäßig Gelegen- 
heit, offizielle Besucher aus Deutschland, insbesondere auch 
Mitglieder von Delegationen des Deutschen Bundestages, zu 
treffen und ihre Anliegen ausführhch vorzutragen. 

b) An staathchen Grundschulen in der Türkei werden keine 
Fremdsprachen gelehrt. Der Fremdsprachenunterricht setzt 
erst im Mittelstufenbereich der weiterführenden Schulen ein. 
Die Bundesregierung führt einen Dialog mit der türkischen 
Regierung über die Wiedereinführung einer zweiten Pfhcht- 
fremdsprache an den Sekundarschulen, um das Fach Deutsch 
zu fördern. Ebenso hat sich in der Türkei eine Initiativgruppe 
türkischer Staatsbürger gegründet, die bei türkischen Regie- 
rungsstellen den Ausbau von Deutsch als Fremdsprache for- 
dert. 

c) Es wird auf die Antworten zu a) und b) verwiesen. 


26. Wie viele 

a) deutschsprachige staatliche Oberschulen und 

b) deutschsprachige private Oberschulen 
bestehen in der Türkei, und wo befinden sich diese? 


a) Das Istanbul Lisesi ist eine deutschsprachige staathche Ober- 
schule in Istanbul. Ferner gibt es 34 Anadolu-Schulen mit 
Deutscher Abteilung, die sich auf fast alle größeren türkischen 
Städte verteilen. 

b) Das Alman Lisesi in Istanbul ist eine deutschsprachige private 
Oberschule. Die Privatschule der Deutschen Botschaft Ankara 
führt die Klassen 1 bis 10. 


27. Wie viele Kinder (geschlechtsspezifisch auf geführt) besuchen die 
unter Frage 25 a) und 25 b) auf geführten Institutionen insgesamt, 
und wie hoch ist der Anteil von Kindern mit 

a) türkischer Staatsangehörigkeit, 

b) deutscher bzw. deutscher und türkischer Staatsangehörigkeit 
(Doppelstaatler)? 
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Das Istanbul Lisesi wurde im Schuljahr 1996/97 von 296 Schüler- 
innen und 876 Schülern besucht. Alle Schülerinnen und Schüler 
besitzen die türkische Staatsangehörigkeit. Angaben über die 
Anzahl von Schülern mit weiterer Staatsangehörigkeit hegen 
nicht vor. 

Das Alman Lisesi wurde im gleichen Schuljahr von 340 Schüler- 
innen und 562 Schülern besucht. 746 Schülerinnen und Schüler 
hatten die türkische, 117 die deutsche und 39 eine dritte Staats- 
angehörigkeit. 

Die Sekundarstufe der Privatschule der Deutschen Botschaft An- 
kara wird von 25 Schülerinnen und Schülern deutscher bzw. 
deutscher und türkischer Staatsangehörigkeit und 14 Schüler- 
innen und Schülern türkischer Staatsangehörigkeit besucht. 

Die Schülerzahl der von Deutschland geförderten 18 Anadolu- 
Schulen mit Deutscher Abteilung betrug 1996 10 080. 


28, In welchen der unter Frage 25 auf geführten deutschsprachigen 
Schulen und ab welcher Klasse wird die türkische Sprache als 
Fremdsprache unterrichtet? 


In der Privatschule der Deutschen Botschaft Ankara wird ab 
Klasse 3 Türkisch als Fremdsprache gelehrt. 

Am Alman Lisesi wird für ausländische Schülerinnen und Schüler 
in den Klassenstufen 6 bis 12 Türkisch als Fremdsprache unter- 
richtet. 


29. Wie hoch ist der Anteil deutscher Lehrer an 

a) den bestehenden deutschen Grundschulen, 

b) den bestehenden deutschsprachig-staatlichen Oberschulen, 

c) den bestehenden deutschen privaten Oberschulen 

in der Türkei, und wie hoch ist der Anteil abgeordneter Lehrer aus 
der Bundesrepublik Deutschland? 


An der Privatschule der Deutschen Botschaft Ankara unterrichten 
5 entsandte Lehrkräfte und 10 deutschsprachige Ortslehrkräfte in 
den Klassen 1 bis 10. 

An der Privatschule der Deutschen Botschaft Ankara, Zweigstelle 
Istanbul, unterrichten 3 entsandte Lehrkräfte und 8 deutsch- 
sprachige Ortslehrkräfte. 

Am Istanbul Lisesi sind insgesamt 69 Lehrkräfte eingesetzt: 26 
Lehrkräfte wurden aus Deutschland entsandt, 5 Lehrkräfte sind 
deutschsprachige Ortskräfte. 

Am Alman Lisesi unterrichten insgesamt 62 Lehrkräfte: 33 Lehr- 
kräfte sind aus Deutschland entsandt, 7 Lehrkräfte sind deutsch- 
sprachige Ortslehrkräfte. 

An den 18 von der Bundesregierung geförderten Anadolu-Schu- 
len mit Deutscher Abteilung unterrichten 70 entsandte deutsche 
Lehrkräfte. 
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30. Hält die Bundesregierung die Anzahl von Schulen (Grund- und 
Oberschulen), die nach deutschen Lehrplänen unterrichten, für in 
der Türkei lebende deutschsprachige lünder für ausreichend, um 
Kindern aus deutschen und deutsch-türkischen Ehen einen in der 
Bundesrepublik Deutschland geforderten kompatiblen Schulab- 
schluß zu sichern? 


Die Bundesregierung hält die Anzahl der Schulen (Grund-, Ober- 
schule), die nach deutschen Lehrplänen unterrichten, durchaus 
für erweiterungsfähig. 


31. Trifft es zu, daß die deutsche Grundschule in Istanbul nur Kinder 
von vorübergehend dort arbeitenden deutschen Lehrerinnen und 
Lehrern, Konsulatsangehörigen, Industriellen und Entsandten einer 
deutschen Firma mit zeitlich befristetem Arb eits vertrag aufnehmen, 
wobei jeweils nur die Staatsbürgerschaft des Vaters berücksichtigt 
wird? 

Wenn ja, warum? 


Dies trifft nicht zu. Im Schuljahr 1996/97 wurden auch Kinder aus 
deutsch-türkischen Familien in die Privatschule der Deutschen 
Botschaft Ankara, Zweigstelle Istanbul, aufgenommen. 

Grundsätzhch trifft zu, daß die Privatschule der Deutschen Bot- 
schaft Ankara wie ihre Zweigstelle Istanbul eine „Deutsch- 
sprachige Schule" ist. Dieser Schultyp stellt die schuhsche Ver- 
sorgung von Kindern vorübergehend im Ausland lebender deut- 
scher Staatsangehöriger sicher und soll diesen Kindern bei der 
Rückkehr nach Deutschland eine Fortsetzung ihres Bildungs- 
weges ermöghchen. Daneben stehen diese Grundschulen, sofern 
Aufnahmekapazitäten vorhanden sind, auch Kindern mit bi-na- 
tionaler deutsch-türkischer Staatsangehörigkeit offen, falls die 
zuständigen türkischen Behörden der Aufnahme zustimmen. 
Diese Kinder können jedoch nach Klasse 4 nicht ohne weiteres auf 
den deutschen Zweig des weiterführenden Alman Lisesi aufge- 
nommen werden, da sie seitens der türkischen Regierung als tür- 
kische Staatsbürger in Anspruch genommen werden: Sie müssen 
sich den türkischen Aufnahmeprüfungen unterziehen, auf die die 
deutschsprachige Grundschule in keiner Weise vorbereitet. 


32. Trifft es ebenfalls zu, daß Kinder aus deutsch-türkischen Ehen, in 
diesem Fall mit einer deutschen Mutter und deutscher Mutter- 
sprache, unter Hinweis auf die türkische Staatsangehörigkeit des 
Vaters und somit die doppelte Staatsbürgerschaft des Kindes, in 
Istanbul nicht in die deutsche Grundschule aufgenommen werden? 

Worin liegt nach Meinung der Bundesregierung dieses Auswahl- 
verfahren begründet, und hält sie es für sinnvoll und rechtmäßig? 


Es wird auf die Antwort zu Frage 31 verwiesen. 


33. Warum ist demgegenüber in Ankara der Besuch der deutschen 
Grundschule auch von Kindern aus deutsch-türkischen Ehen mit 
ständigem Aufenthalt in der Türkei möglich? 
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Es trifft nicht zu, daß Kinder aus deutsch-türkischen Ehen mit 
ständigem Aufenthalt in der Türkei auf die Privatschule der Deut- 
schen Botschaft Ankara aufgenommen werden. Da es sich bei 
dieser Schule, wie bereits in der Antwort zu Frage 31 ausgeführt, 
um eine „Deutschsprachige Auslandsschule" handelt, werden nur 
Kinder aufgenommen, die sich vorübergehend in der Türkei be- 
finden. 


34. Sieht die Bundesregierung eine kulturelle Verantwortung sowie eine 
Bildungs- und/oder Ausbildüngsverantwortung {rechtlich oder mora- 
lisch) für in der Türkei lebende Kinder aus deutsch- türkischen Ehen - 
auch mit Doppelstaatsangehörigkeit - wie sie für Kinder deutsch- 
stämmiger Bürgerinnen und Bürger in Osteuropa wahrgenommen 
wird? 


Die Büdungs- oder Ausbildungs Verantwortung ist nach deut- 
schem Verfassungsverständnis zunächst das natürliche Recht der 
Eltern. Die Vorschriften des Grundgesetzes zur Schulpflicht gelten 
nur innerhalb der Grenzen der Bundesrepublik Deutschland. Die 
Bundesregierung hat insofern keine Verpflichtung, Deutschen im 
Ausland Unterrichtsangebote zu machen. Allerdings unterstützt 
die Bundesregierung nachhaltig Maßnahmen zur Förderung 
deutscher Kultur und Sprache im Ausland. 

Anders als Deutsche oder Deutschstämmige in der Türkei erlitten 
die Angehörigen der deutschen Minderheiten in Mittel- und Ost- 
europa, in Rußland und in übrigen Staaten auf dem Boden der 
ehemaligen Sowjetunion ein besonderes Kriegsfolgenschicksal 
mit jahrzehntelanger Unterdrückung und auch kultureller Be- 
nachteiligung. Insofern ist die Lage in der Türkei nicht mit derje- 
nigen in den MOE-/GUS-Staaten vergleichbar. 


35. Sieht die Bundesregierung die Gefahr, daß sich für Famiüen, die in 
die Türkei übersiedeln, nachdem die Kinder bereits in Deutschland 
einige Jahre die Schule besucht hatten, durch die Aufnahme- 
beschränkung der deutschen Grundschule/deutschen Oberschule 
oft harte persönliche Konsequenzen ergeben? 


Für diejenigen Kinder, welche die geforderten Voraussetzungen 
erfüllen, richtet sich die Aufnahme auf die beiden Privatschulen 
der Deutschen Botschaft Ankara nach der vorhandenen Kapazität 
der Schulen. 

Die Aufnahme auf das Alman Lisesi und das Istanbul Lisesi setzt 
die erfolgreiche Teilnahme an den landesweiten Aufnahme- 
prüfungen voraus. 

Die von Deutschland geförderten Anadolu-Schulen haben als 
Rückkehrer- Schulen entsprechende Quoten für Rückkehrer- 
kinder. In der Regel können alle Rückkehrerkinder aufgenonunen 
werden. 


36. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, hier etwas zu un- 
ternehmen, daß diese in der Türkei lebenden Kinder - als Doppel- 
staatler auch mit deutscher Staatsangehörigkeit - nicht den gleichen 
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Schwierigkeiten gegenüberstehen, denen wir in der Bundesrepubhk 
Deutschland bei ausländischen Kindem/Staatsangehörigen durch 
besondere Förder- und Weiterbildungsmaßnahmen entgegenzuwir- 
ken versuchen? 


Die Lage von türkischen Kindern in Deutschland ist weder in 
quantitativer noch quahtativer Hinsicht zu vergleichen mit der- 
jenigen von deutschen Kindern in der Türkei. 

Kinder aus bi-nationalen Ehen haben bei der Eingliederung in das 
türkische Schulsystem in der Regel keine besonderen Schwierig- 
keiten, da die Kinder in den meisten Fällen bereits Türkisch spre- 
chen bzw. diese Sprache in der Umgebung der türkischen Familie 
lernen können. 

Im übrigen unterstützt die Bundesregierung durch ihre umfang- 
reiche Förderung der Anadolu-Schulen mit Deutscher Abteilung 
aktiv die Integration und Reintegration türkischer, auch bi-natio- 
naler Kinder in das türkische Bildungssystem. 


37. Ist der Bundesregierung der eklatante Platzmangel in der bishe- 
rigen deutschen Grundschule bekannt, und bestätigt sie, daß seit 
Jahren davon gesprochen wird, auf einem weitläufigen, dem deut- 
schen Staat gehörenden Parkgelände in Tarabya, den dringend 
notwendigen Schulneubau für eine deutsche Grundschule in An- 
griff zu nehmen? 


Wegen des bekannten Platzmangels an der bisherigen deutschen 
Grundschule plant die Bundesregierung auf dem Gelände der 
Liegenschaft in Tarabya den Neubau eines Zentrums für Aus- 
bildung und gesellschaftliche Veranstaltungen, der auch die 
räumliche Unterbringung der Grundschule vorsieht. Das Projekt 
ist bereits in den Haushalt 1997 aufgenommen worden. 


38. Plant die Bundesregierung - wenn ja, wann - diesen Neubau künf- 
tig zu reaüsieren? 

Welche Kapazitätserweiterungen sind - auch im Hinbhck auf die stetig 
steigende Anzahl deutscher Migrantinnen und Migranten in Istanbul 
und Umgebung - vorgesehen? 


Der geplante Neubau soll der zu erwartenden Nachfrage Rech- 
nung tragen. Es wird auf die Antwort zu Frage 37 verwiesen. 


39. Ist es nach Kenntnis der Bundesregierung richtig, daß die mit 
Schuljahresbeginn 1996/97 geplante private Grundschule des 
Kooperationsprojektes der Erziehungsstiftung des Istanbul-Lisesi 
mit der Bundesrepublik Deutschland ein Schulgeld in Höhe von 
10 200 DM im ersten Jahr (davon 6 500 DM als Spende an die Stif- 
tung), in den weiteren Jahren einen Betrag von 7 200 DM (davon 
3 500 DM als Spende an die Stiftung) vorsieht? 

Auf Grund welcher Überlegungen hält die Bundesregierung dieses 
Projekt für besonders förderungswürdig? 


Der Bundesregierung liegen dieselben Angaben der Stiftung über 
die Höhe des Schulgeldes vor. Diese Grundschule wird durch die 
Bundesregierung nicht gefördert. 
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40. Hat die Bundesregierung Einfluß auf die allgemeinen Aufnahme- 
kriterien für die 534 Schülerinnen und Schüler der Klassen I bis V 
nehmen können? 

Wenn ja, in welcher Form? 


Die Bundesregierung hat keinen Einfluß auf die Aufnah- 
mekriterien. Die von der Stiftung der „Istanbul Erkek Liseliler 
Egitim Vakfi“ getragene Grundschule ist eine Privatschule nach 
türkischem Recht. Ihre Aufnahmekriterien richten sich nach den 
einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen der Türkei. 


41. Erhalten die Kinder nach Absolvierung der V. Klasse das Recht, in 
die Mittelstufe einer der deutschsprachigen Oberschulen über- 
nommen zu werden? 

Wenn nein, warum nicht? 


Nach türkischem Gesetz müssen die Absolventen privater 
Grundschulen an der landesweiten Aufnahmeprüfung erfolgreich 
teilnehmen, um an einer weiterführenden Schule aufgenommen 
werden zu können. 


42. Welche Erfahrungen konnte die Bundesregierung mit den für tür- 
kische Studentinnen und Studenten in deutscher Sprache einge- 
richteten Studiengängen „Wirtschaftswissenschaften“ und „Infor- 
matik“ an der Marmara-Universität gewinnen? 

In welcher Form besteht die Möglichkeit, diese Ausbildung 
- bezogen auf das mittlere Management der in der Türkei an- 
sässigen deutschen Industrie - für deutsch -türkische Ober- 
schulabsolventen zu öffnen? 


Die Studiengänge „Wirtschaftswissenschaften" und „Informatik" 
werden als Erfolg gewertet. Beide Abteüungen haben eine hohe 
Ausbildungsqualität erreicht. Die Abteilung für Betriebswirtschaft 
steht in der Punktetabelle des türkischen Hochschulrats unter 73 
vergleichbaren Einrichtungen an 6. Stelle. Das Fach Wirtschafts- 
informatik existierte bis zur Einführung dieses Kurses an der 
Marmara-Universität in der gesamten Türkei nicht. 

Das Qualifikationsprofil der Absolventen beider Abteilungen trifft 
die Bedürfnisse des Arbeitsmarktes. Die Nachfrage nach Ab- 
solventen der Studiengänge vor allem auch durch deutsche Fir- 
men in der Türkei ist anhaltend hoch. Mittlerweile erhalten über 
200 türkische Studenten jährlich mit diesem deutschsprachigen 
Managementstudium eine zeitgemäße akademische Ausbildung. 

Das Angebot besteht ausdrücklich für aus Deutschland zurück- 
gekehrte türkische Staatsangehörige ebenso wie für Absolventen 
türkischer Gymnasien. Für den Zugang zur Marmara-Universität 
ist das in der Türkei gesetzlich vorgeschriebene türkische Hoch- 
schulzulassungsverfahren ausschlaggebend, nach dem die lan- 
desweit besten Abiturienten einen Studienplatz erhalten. Ober- 
schulabsolventen, die in der Türkei zur Schule gingen, schneiden 
hierbei aufgrund ihrer spezifischen Vorbereitung meist besser ab. 
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43. In welcher Form können die positiven Erfahrungen des Bundes- 
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung zur bilingualen Aus- 
bildung ausländischer Jugendhcher in der Bundesrepubhk 
Deutschland auf die Zweisprachigkeit bezogen (Studium, Arbeits- 
platz) allgemein für die 

a) in der Türkei, 

b) in der Bundesrepubhk Deutschland 

aufwachsenden Kinder/Jugendhchen aus Ehen mit einem deut- 
schen und einem türkischen bzw. ausländischen Partner, aktiv 
Anwendung finden? 


Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung finanziert 
seit 1993 deutsch-türkische Ausbildungsmaßnahmen im dualen 
System als Pilotprojekte mit dem Ziel, die Zweisprachigkeit und 
Bi-Kulturalität der Jugendlichen zu fördern, und diese besondere 
Kapazität sinnvoll in die Berufsausbildung zu integrieren. Diese 
Projekte wenden sich an türkische Jugendliche in Deutschland, 
die eine Berufsausbildung in einem kaufmännischen, elektro- 
technischen oder metalltechnischen Beruf absolvieren und an 
einem berufsbezogenen Unterricht in Türkisch sowie einem Be- 
triebspraktikum in der Türkei teilnehmen wollen. 

Es hegen gegenwärtig keine Erkenntnisse darüber vor, daß ähnli- 
che Ausbildungsprojekte in der Türkei für dort lebende deutsch- 
sprachige Jugendhche aus deutsch-türkischen Ehen bestehen. 


44. Wie kann nach Auffassung der Bundesregierung andererseits das 
Erfahrungspotential der in der Türkei lebenden Partnerinnen und 
Partner aus Ehen mit deutschen und türkischen Staatsangehörigen 
bzw. Doppelstaatlem hinsichtlich der Probleme - aber auch Mög- 
hchkeiten - interkultureller Erziehung für den Umgang mit in der 
Bundesrepublik Deutschland aufwachsenden Migrantinnen und 
Migranten türkischer Nationahtät bzw. Kindern aus deutsch-türki- 
schen Ehen, positiv erfragt werden und in die pädagogische Arbeit 
einfließen? 


Pädagogische Fragen fallen auf Grund der Bestimmungen des 
Grundgesetzes in die Zuständigkeit der Länder. Die deutschen 
Auslandsvertretungen in der Türkei berichten über ihre Er- 
kenntnisse hinsichtlich Erfahrungen von in der Türkei lebenden 
deutsch-türkischen Ehepaaren. Diese Berichte werden den zu- 
ständigen Stellen zugeleitet. 
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